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A. Problem 

Das Halten von Legehennen in Käfigbatterien ist die am weite-
sten verbreitete Form der Eier-Erzeugung in der EG. Diese Hal-
tungsform kann zu Leiden der Tiere führen. Sie wird daher von 
den Tierschutzorganisationen mit Nachdruck abgelehnt. In 
den Mitgliedstaaten der EG ist diese Haltungsform aber nicht 
verboten. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Eiersektor sollen die Regelungen über Käfigbatteriehal-
tungen für Legehennen in der EG harmonisiert werden. Auch 
das Europäische Übereinkommen zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen gibt Anlaß zu entspre-
chenden EG-Regelungen. 

B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt dem Rat eine Richtlinie zur Fest-
setzung von Mindestanforderungen für diese Haltungsform 
vor. Sie sollen den Erfordernissen des Tierschutzes, der Sozial-
ethik und der Hygiene genügen und wirtschaftlich angemes-
sen sein. Die Mindestkäfigfläche je Legehenne soll 500 cm 2  be-
tragen. 
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C. Alternativen 

Der Ausschuß schlägt eine Mindestfläche je Legehenne von 
600 cm 2  vor. Der Bundesrat empfiehlt die gleiche Mindestflä-
che für leichte Rassen und eine entsprechend größere für 
schwere Rassen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der anliegende Bericht und der anliegende Richtlinienvorschlag der EG-Kom-
mission werden nach Maßgabe der nachstehenden Stellungnahme zur Kennt-
nis genommen. 

2. Der Deutsche Bundestag hält die Verabschiedung einheitlicher Bestimmun-
gen für die Legehennenhaltung in Käfigbatterien in der EG für dringend erfor-
derlich, um bei Berücksichtigung der Belange des Tierschutzes Wettbewerbs-
verzerrungen unter den Mitgliedstaaten in der Eiererzeugung zu vermei-
den. 

3. Der Deutsche Bundestag bittet deshalb die Bundesregierung, bei den weiteren 
Beratungen in Brüssel wie bisher mit Nachdruck darauf hinzuwirken, daß ins-
besondere die je Henne vorgesehene Mindestfläche auf 600 cm 2  einheitlich 
festgesetzt und in allen EG-Ländern in nationales Recht umgesetzt wird. Käfi-
ge, die dieser und den übrigen Anforderungen der Richtlinie nicht entspre-
chen, sollten vom 1. Juli 1987 an nicht mehr benutzt werden dürfen. Für eine 
Übergangszeit sollte im Interesse des Tierschutzes bereits eine Mindestfläche 
von 500 cm2  und eine Troglänge von 12 cm je Henne festgelegt werden. 

Bonn, den 26. November 1981 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Herkenrath 

Berichterstatter 
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Bericht der Kommission an den Rat über das Halten von Legehennen in Käfigbatterien 

A. Einleitung 

Das Halten von Legehennen in Käfigbatterien ist 
die am weitesten verbreitete Form der Eiererzeu-
gung in der Gemeinschaft und trägt sehr weitge-
hend zu der hohen Produktivität dieses Sektors bei. 
Diese Art der Unterbringung kann jedoch in gewis-
sen Fällen zu unnötigem und übermäßigem Leiden 
der Tiere führen. In Anbetracht dieses Risikos ist die 
Annahme geeigneter Maßnahmen gerechtfertigt. 
Die Unterschiedlichkeit der derzeitigen einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften zum Schutz von Tieren in 
Massentierhaltungen kann die Wettbewerbsbedin-
gungen verfälschen und damit unmittelbare Auswir-
kungen auf das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes haben. 

Der Rat kam deshalb in seiner Entschließung vom 
22. Juli 1980 1 ) überein, daß das Halten von Legehen-
nen in Käfigbatterien den zum Schutz dieser Tiere 
erlassenen Mindestnormen und -kriterien entspre-
chen müsse. Gleichzeitig ersuchte er die Kommis-
sion, einen Bericht und Vorschläge zur Verwirkli-
chung dieses Ziels unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Auswirkungen zu unterbreiten. Zu die-
sem Zweck hat der Ständige Agrarforschungsaus-
schuß die betreffenden Fragen geprüft. 

Gleichzeitig hat die Kommission die wirtschaftli-
chen Aspekte des Problems unter Anhörung der be-
treffenden Gemeinschaftsorgange untersucht. 

B. Mindestanforderungen für die Käfighaltung von 
Legehennen: Ökonomische Aspekte 

1. Die Eiererzeugung in der Gemeinschaft betrug 
im Jahre 1979 3,96 Mio. t, was 15 % der Weltpro-
duktion an Eiern entspricht. Der innergemein-
schaftliche Handel hat sich in den letzten Jahren 
weiter ausgedehnt und erreichte 1979 mit 
441 000 t rund 1P/0 der Gesamterzeugung. Auch 
der Handel mit Drittländern zeigt steigende Ten-
denz und lag 1979 bei 94 000 t, wobei die Ausfuh-
ren mit 66 000 t die Einfuhren in Höhe von 28 000 t 
deutlich überschritten. 

Die europäische Marktorganisation für Eier 
sieht keinerlei System vor, welches dem Erzeu-
ger einen gewissen Mindestpreis für sein Pro-
dukt garantiert. Die Preise bilden sich auf dem 
Markt gemäß der Regel von Angebot und Nach-
frage. Die Marktorganisation unterstützt den Ei-
ersektor lediglich durch ein gemeinsames Han- 

1) ABI. EG Nr. C 196 vom 2. August 1980, S. 1. 

delssystem an den Außengrenzen der Gemein-
schaft in Form von Abschöpfung bei der Einfuhr 
und Erstattungen bei der Ausfuhr. Ein regelmä-
ßig wiederkehrendes Überangebot an Eiern 
bringt die Eiererzeuger oft in Verlustzonen und 
führt zu einer teilweise recht k ritischen Einkom-
menssituation. Dies belastet die Liquidität und 
das Investitionsvermögen der eiererzeugenden 
Betriebe. 

Wie in fast allen Ländern, in denen nach ökono-
mischen Grundsätzen eine Eierproduktion 
durchgeführt wird, erfolgt die Eiererzeugung in 
der Gemeinschaft überwiegend durch die Hal-
tung von Legehennen in Käfigen. Diese Hal-
tungsform hat es ermöglicht, zusammen mit 
Fortschritten in den Bereichen Zucht, Fütterung 
und Hygiene, die Produktionskosten für Eier in 
den letzten Jahren, ja sogar Jahrzehnten, relativ 
konstant zu halten; ein Vorteil, der über stabile 
Preise voll an den Verbraucher weitergegeben 
wurde. 

In der Gemeinschaft dürften ungefähr 226 Mio. 
Legehennen in Käfigen gehalten werden, was 
rund 80 % des Gesamtbestandes entspricht (Zah-
len für 1979). Nur in einem Mitgliedstaat werden 
weniger als die Hälfte aller Legehennen in Käfi-
gen gehalten; in acht der zehn Mitgliedstaaten 
sind mehr als zwei Drittel der Legehennen in Kä-
figen untergebracht. Gesetzliche Vorschriften 
über Mindestanforderungen für die Käfighal-
tung bestehen allein in einem Mitgliedstaat, 
nämlich Dänemark. Im Vereinigten Königreich 
wurden in Form von „Codes" Empfehlungen für 
die Intensivhaltung von Hühnern erlassen. In al-
len anderen Mitgliedstaaten bestehen derzeit 
keine gesetzlichen Vorschriften hinsichtlich be-
stimmter Käfignormen; hier dienen jedoch allge-
mein anerkannte Erfahrungen aus Wissenschaft 
und Praxis, die sowohl die Leistung als auch das 
Wohlbefinden der Tiere berücksichtigen, als Ba-
sis für die Käfighaltung. 

Genaue Unterlagen über die in der Praxis ver-

wendeten Käfiggrößen liegen nicht vor. Laut In-
formationen von zuständigen Stellen sollen sie 
im Durchschnitt bei 400 cm2 /Henne für leichte 
Rassen und bei 450 cm 2 /Henne für die schweren 
Rassen liegen. Die Werte in Dänemark und im 
Vereinigten Königreich liegen darüber. Die Trog

-

länge wird sehr oft mit 10 cm/Henne angegeben; 
die Zahl der Etagen dürfte in der Mehrzahl bei 
drei bis vier, die Besatzdichte bei drei bis fünf 
Hennen liegen. Es muß betont werden, daß in der 
Praxis auch Käfigflächen zwischen 320 und 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 655/81 — vom 
9. September 1981. 
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350 cm2 /Henne für leichte Rassen und weniger 
als 400 cm2/Henne für die schweren Rassen ver-
wendet werden. Solche Käfiggrößen finden sich 
in allen Mitgliedstaaten. 

2. In den letzten Jahren sind viele Arbeiten durch-
geführt worden um die Veränderung der Produk

-

tionskosten und der Wirtschaftlichkeit der Eier-
erzeugung bei unterschiedlichen Käfiggrößen 
darzustellen. In manchen Fällen wurde von der 
heutigen Situation ausgegangen und die Min-
destgrundfläche/Henne nach oben ausgedehnt, 
was in bestehenden Käfiganlagen relativ einfach 
durch die Herausnahme eines oder mehrerer 
Tiere durchzuführen ist. 

Die wichtigsten Kostenveränderungen sind im 
Bereich der Gebäudekosten und der Kosten für 
die Stalleinrichtung festzustellen. Faßt man die 
vorliegenden Ergebnisse zusammen, so ergibt 
sich folgendes Bild: 

— eine Erhöhung der Mindestgrundfläche um 
rund 25% (also der Übergang von 360 cm 2! 
Henne auf 450 cm 2/Henne oder von 400 cm 2 / 
Henne auf 500 cm2/Henne) dürfte zu einem 
Anstieg der Produktionskosten um 4% füh-
ren; dies entspricht ungefähr einem Betrag 
von 3 ECU/100 kg Eier; 

— eine Erhöhung der Mindestgrundflächen um 
rund 50 % (von 400 cm2/Henne auf 600 cm2 / 
Henne) dürfte zu einem Anstieg der Produk-
tionskosten um 8% bis 9% führen; dies ent-
spricht ungefähr einem Betrag von 6 bis 7 
ECU/100 kg Eier. 

Die genannten Kostenerhöhungen müssen als 
Mindestwerte betrachtet werden, da sie allein die 
gestiegenen Kosten für Gebäude und Stallein-
richtung berücksichtigen. Veränderungen ande-
rer Kostenfaktoren sind durchaus möglich. So 
kann z. B.  die veränderte Besatzdichte/m 2  zu ei-
ner Änderung der Stalltemperatur führen. Hier-
aus resultiert eventuell ein Anstieg des Futter-
verbrauchs und damit der Futterkosten oder die 
Notwendigkeit, zusätzlich zu heizen, was die 
Energiekosten erhöhen würde. 

Eine Erhöhung der Käfigfläche/Henne führt so-
mit zu einem Anstieg der Produktionskosten je 
Ei. Umgekehrt kann nun unter ökonomischen 
Gesichtspunkten auch die Frage gestellt werden, 
wieweit die Käfigfläche/Henne gesenkt werden 
kann, ohne daß die Leistung der eingestallten 
Hennen wesentlich darunter leidet und sich da-
mit das Betriebsergebnis deutlich verändert. Un-
tersuchungen, die mit diesem Ziel durchgeführt 
wurden, haben gezeigt, daß sich im Bereich von 
400 bis 450 cm2/Henne das wirtschaftliche Opti-
mum befindet. Verläßt man diesen Bereich, und 
zwar nach oben oder nach unten, so verschlech-
tert sich das Betriebsergebnis: einerseits (bei we-
niger als 400 cm2 /Henne) durch ein starkes An-
steigen der Mortalität, andererseits (bei mehr als 
450 cm2 /Henne) durch einen deutlichen Anstieg 
der Kapitalkosten: Gebäude, Stalleinrichtung, 
Löhne. 

3. Sollte eine gesetzliche Mindestfläche im Bereich 
von 450 cm2 /Henne festgelegt werden, so müßten 
die Betriebe, die mit weniger Fläche/Tier arbei-
ten, jeweils eine Henne aus den Käfigen heraus-
nehmen. Für diese Tiere müßten dann neue Stall-
plätze geschaffen werden, da nicht davon ausge

-

gangen werden kann, daß der betroffene Betrieb 
an einer Verringerung seiner Produktion interes-
siert ist. Hier wären also Investitionen nötig. Die 
Produktionskosten würden in dem oben erwähn- 
ten Maße steigen; dieser Kostenanstieg würde je-
doch eventuell durch eine Verbesserung der Mor-
talität gedämpft. 

Eine zahlenmäßige Erfassung dieser Änderun-
gen ist nicht möglich, da unbekannt ist, wie viele 
Betriebe von dieser Maßnahme betroffen wären. 
Die Zahl der Betriebe dürfte jedoch nicht uner-
heblich sein. 

Bei der Einführung von 600 cm2  gesetzlicher 
Mindestfläche wären fast alle der heutigen Be-
triebe betroffen. Es wäre notwendig, eine, in vie-
len Fällen aber auch zwei oder drei Hennen aus 
den Käfigen herauszunehmen. Die Prodüktions-
kosten würden sich um rund 8% oder 6 bis 7 ECU/ 
100 kg erhöhen. Bei einem aus der Käfighaltung 
stammenden Produktionsempfang von 3,5 Mio. t 
Eier im Jahr würde dies eine Verteuerung der 
Gesamtproduktion in der Gemeinschaft um 210 
bis 240 Mio. ECU pro Jahr bedeuten. Zumindest 
für rund ein Viertel des heutigen Legehennenbe-
standes, nämlich 57 Mio. Tiere, müßten neue 
Stallplätze geschaffen werden. Bei Investitions-
kosten pro Hennenplatz von 15 ECU/Henne mü-

ßten die Eiererzeuger 855 Mio. ECU aufbringen, 
um die notwendigen Investitionen vorzunehmen. 
Grundstückskosten sind hierbei nicht berück-
sichtigt. Gesetzliche Auflagen beim Stallbau in 
Verbindung mit Umweltschutz und Abfallbeseiti-
gung verhindern zudem noch den Neubau von 
Ställen oder erschweren ihn beträchtlich. 

Die Erhöhung der Produktionskosten würde fast 
alle Erzeuger treffen, also den ganzen Sektor. 
Diese globale Kostenerhöhung würde sich mittel-
und langfristig auch auf die Preise auswirken, da 
die Erzeuger gezwungen wären, diese Erhöhung 
über den Markt an die Verbraucher weiterzuge-
ben. Der zu erwartende Anstieg der Verbraucher-
preise dürfte wohl kaum unter dem Anstieg der 
Produktionskosten liegen. Nicht auszuschließen 
ist, daß eine solche Preissteigerung zu einem Sin-
ken der Nachfrage führen könnte. 

Was den Handelsaustausch mit Drittländern  be 
 trifft, so wäre nicht auszuschließen, daß die Dritt-

länder einen gewissen Wettbewerbsvorteil erhal-
ten würden. Sie wären ja nicht den in der Ge-
meinschaft geltenden Mindestvorschriften für 
die Käfighaltung unterworfen und somit von der 
damit verbundenen Kostenerhöhung nicht be-
troffen. In diesem Fall würde die Gemeinschaft 
die erforderlichen Maßnahmen treffen. Die ge-
meinschaftlichen Vorschriften auch auf impor-
tierte Eier anzuwenden, dürfte schwierig sein. 
Möglich wäre jedoch, das bei der Einfuhr ange- 
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wendete Instrument der Abschöpfung entspre-
chend anzupassen. 

Ähnlich wäre die Situation bei der Ausfuhr der 
Eier. Hier könnte die Gemeinschaft solchen in- 
nergemeinschaftlichen Kosten- und Preisände-
rungen bei der Festsetzung des Erstattungsbe-
trages, wenn notwendig, Rechnung tragen. 

C. Wissenschaftliche Aspekte der tiergerechten 
Haltung von Legehennen 

1. Grausame Praktiken müssen vermieden und das 
Wohlbefinden des in Käfigen gehaltenen Geflü-
gels mehr im einzelnen berücksichtigt werden. 
Diese Ansichten zum komplizierten Thema der 
tiergerechten Haltung von Geflügel, denen eine 
Gruppe von Verbrauchern, Verarbeitern, Abge-
ordneten, Erzeugern, Wissenschaftlern, Tierärz-
ten und Spezialisten der tiergerechten Haltung 
zum Ausdruck gegeben hat, die die Kommission, 
Generaldirektion Landwirtschaft, am 29. Fe-
bruar 1980 zu einem Forum bei der KEG in Brüs-
sel eingeladen hatte, wurden von der Kommis-
sion auch auf ihrem wissenschaftlichen Séminar 
„Legehennen und ihre Umweltbedingungen" be-
rücksichtigt, das vom 11. bis 13. März 1980 in Lu-
xemburg stattgefunden hat. 

Diese wissenschaftliche Zusammenkunft hatte 
zum Ziel, 1) die verfügbaren Angaben über die 
technischen Aspekte der tiergerechten Haltung 
von Legehennen zu überprüfen, 2) die Wissens-
lücken zu erkennen und 3) diejenigen vorrangi-
gen Gebiete anzugeben, auf denen die Forschung 
Informationen liefern sollte, um die Bedürfnisse 
der Legehennen deutlich zu machen. Obwohl 
zahlreiche Angaben vorhanden sind, kam das Se-
minar zu der Schlußfolgerung, daß zur Beantwor-
tung der wichtigsten wissenschaftlichen Fragen 
mehrjährige Forschung über drei Hauptthemen 
durchgeführt werden müssen: 
1, Die räumlichen Bedürfnisse der Legehen-

nen,  
2. das Nestverhalten und die Gefühle der Lege-

hennen, 
3. die Verbesserung der Käfiganlagen für Lege-

hennen einschließlich Alternativen zur Batte-
riehaltung. 

2. Um der Aufforderung des Rates zu entsprechen, 
bis zum 1. Juli 1981 als ersten Schritt zur Ausar-
beitung von Mindestnormen für Legehennen in 
Batteriehaltungen einen Bericht vorzulegen, hat 
die Kommission als Ergebnis der Sitzungen vom 
23. Juli 1980, vom 24. November 1980 und vom 
12. Februar 1981 in Brüssel die diesbezüglichen 
Ansichten von Geflügelwissenschaftlern der Mit-
gliedstaaten zusammengefaßt. 

Es wurden eine Reihe wichtiger Parameter fest-
gelegt und unterteilt: 
1. Verhalten: umfaßt Nahrungsaufnahme, Fiüs-

sigkeitsaufnahme, Legen, Wohlbefinden und 
soziale Bedürfnisse, 

2. Umwelt: Lüftung, Temperatur, Feuchtigkeit, 
Licht und Lärm, 

3. Wohlergehen: setzt voraus, daß aufgrund 
strenger Kontrollen keine Krankheiten, Ver-
letzungen und Verstümmelungen vorkom-
men. 

Betreffend Mindestnormen sind die beiden 
Hauptaspekte derzeit 
1. Raum 
2. Nahrungsaufnahme einschließlich Flüssig-

keitsaufnahme. 

In Anbetracht bereits veröffentlichter Angaben 
und der in den Forschungsprogrammen unter- 
suchten Raumgrößen scheint ein Grundwert von 
rund 450 cm2  je Henne, abhängig von der Größe 
der Henne und der Anzahl der Hennen in einem 
Käfig, der gegenwärtig erwogene Mindestwert zu 
sein. Die Sachverständigen betonten die Bedeu-
tung einer Definition der Raummessungsmetho-
den sowie die Schwierigkeit, sich auf einen einzi-
gen Wert zu einigen. Aus den verfügbaren Anga-
ben kann man entnehmen, daß nicht alle Tiere 
gleichzeitig werden fressen können, wenn die 
Mindesttroglänge je Tier 10 cm oder weniger be-
trägt. Während die Geflügelwissenschaftler ver-
suchten, übereingekommene Mindestwerte fest-
zulegen, schlugen sie auch vor, daß sich alle Para-
meter  und Werte, auf die man sich möglicher-
weise einigen wird, zumindest anfänglich unter 
anderem auf bestehende Praktiken, die  Wirt-
schaft und die Vermarktung in der Europäischen 
Gemeinschaft beziehen und in weiterem Rah-
men auch die Auswirkungen des ,,Europäischen 
Obereinkommens zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen . Tierhaltungen" (1976) des 
Europarats in Straßburg berücksichtigen müß-
ten. 

3. Die Maßnahmen, die die Kommission unlängst 
(1981) zur Unterstützung eines Forschungspro-
gramms über ausgewählte vordringliche Aspekte 
der tiergerechten Haltung von Geflügel 1981/83 
getroffen hat, sollten eine bessere technische 
Grundlage zur künftigen Beurteilung der diesbe

-

züglichen Bedürfnisse schaffen. Die Kommission 
hat unverzüglich ihren derzeitigen Agrarfor-
schungshaushalt geändert, um diese bedeuten-
den Tätigkeiten durchführen zu können. In den 
besten Forschungszentren der Europäischen Ge-
meinschaft werden für ein sorgsam zusammen 
ausgearbeitetes Programm während drei Jahren 
rund 200000 ECU jährlich zuzüglich einer ent-
sprechenden Summe von seiten der teilnehmen-
den Labore aufgewendet. Ein zusätzlicher Zu-
schuß der Kommission von rund 100 000 ECU 
jährlich dient dazu, das Programm mit Semina-
ren, Arbeitstagungen, wissenschaftlichen Besu-
chen und dem Austausch von Forschern zu koor-
dinieren. 

D. Schlußfolgerungen 

Trotz der zahlreichen verfügbaren Angaben aus Un

-

tersuchungen über Legehennen in Käfigbatterien 
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sind die Meinungen hinsichtlich der Auslegung die-
ser Angaben noch sehr geteilt. Dies gilt insbeson-
dere betreffend die wichtigsten Bedürfnisse der Le-
gehennen und die nachteiligen Auswirkungen der 
Unterbringungsbedingungen in Käfigbatterien. Un-
ter Berücksichtigung aller betre ffender Funktionen 
sollte es jedoch möglich sein, Mindestkriterien vor-
zuschlagen, die einheitlich eingehalten werden soll-
ten, um die Tiere in Käfigbatterien vor unnötigem 
Leiden zu schützen. Es ist deutlich, daß ein solches 
Vorgehen wirtschaftliche Folgen haben wird und es 
also erforderlich ist, eine gewisse Frist vorzusehen, 
damit die Industrie diese Anpassungen durchführen 
kann, ohne schwere Marktstörungen hervorzuru-
fen. 
Gegenwärtig ist es nicht möglich, die bestmöglichen 
Bedingungen für die Haltung von Legehennen deut

-

lich zu definieren und festzulegen. Es müssen 
weiterhin Untersuchungen über das Wohlbefinden 
der Legehennen in den verschiedenen Haltungs-
systemen durchgeführt werden einschließlich der 
Festlegung optimaler Kriterien für den Käfigbau. 
Gleichzeitig müssen weitere Untersuchungen über 
die wirtschaftlichen und marktwirtschaftlichen 
Aspekte der bestehenden und künftigen alternati-
ven Systeme der Eiererzeugung durchgeführt wer-
den, um eine bessere technische Grundlage für eine 
künftige Beurteilung der Bedürfnisse der Tiere in 
der Geflügelindustrie zu schaffen. 

Die zur Erstellung dieses Berichts verwendeten de-
taillierten Arbeitsunterlagen werden dem Rat ge-
trennt übermittelt. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festsetzung von Mindestanforderungen zum 
Schutz der Legehennen in Käfigbatteriehaltung 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die meisten Midgliedstaaten haben das Europäi-
sche Übereinkommen zum Schutz von Tieren in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen ratifiziert. Die 
Gemeinschaft hat dieses Übereinkommen ebenfalls 
und zwar mit dem Beschluß 78/923/EWG des Ra-
tes 3 ) genehmigt. 

Das Halten von Legehennen in Käfigbatterien ist 
die am weitesten verbreitete Form der Eiererzeu-
gung in der Gemeinschaft und trägt sehr weitge-
hend zu der hohen Produktivität dieses Sektors 
bei. 

Diese Haltungsform kann in gewissen Fällen zu un-
nötigen und übermäßigen Leiden der Tiere führen. 
In Anbetracht dieses Risikos ist die Annahme geeig-
neter Maßnahmen gerechtfertigt. 

Die Unterschiedlichkeit der derzeitigen einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften zum Schutz von Tieren in 
Massentierhaltung kann die Wettbewerbsbedingun-
gen verfälschen und damit Auswirkungen auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes haben. 

Es ist deshalb notwendig, prioritäre Parameter fest-
zulegen und gemeinsame Mindestanforderungen zu 
definieren, die bei allen intensiven Haltungssyste-
men den Erfordernissen des Tierschutzes, der So-
zialethik und der Hygiene genügen und wirtschaft-
lich angemessen sind. Dementsprechend müssen als 
erster Schritt Gemeinschaftsmaßnahmen zum 
Schutz von Legehennen in Käfigbatteriehaltung 
festgelegt werden. 

Um die Grundlage für weitere Gemeinschaftsmaß-
nahmen zu schaffen, müssen die Untersuchungen 
über das Wohlbefinden der Tiere nicht nur bei der 
Hennenhaltung in Käfigbatterien, sondern auch bei 
sonstigen möglichen Haltungssystemen fortgesetzt 
werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

1) 
2) 
3) ABI. EG Nr. L 323 vom 17. November 1978, S. 12 

Artikel 1 

Diese Richtlinie setzt Mindestanforderungen zum 
Schutz der Legehennen in Käfigbatteriehaltung 
fest. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

1. Legehennen: Für die Eiererzeugung gehaltene 
erwachsene Legehennen der Art gallus gallus. 

2. Käfigbatterie: Jeder umschlossene Raum zur 
Haltung von Legehennen in einem Batteriesy-
stem. 

3. Batteriehaltung: Neben- und/oder übereinander 
angeordnete Käfige. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß bei 
der Käfighaltung von Hennen folgende Vorschriften 
für alle Käfige Anwendung finden, die neu in Ge-
brauch genommen werden: 

1. Für jede Legehenne ist eine uneingeschränkt 
verfügbare Käfigfläche von 500 cm 2  (in der Hori-
zontalen gemessen) vorzusehen. Die Mindestkä-
figfläche darf keinesfalls 1 600 cm2 unterschrei-
ten. 

2. In jedem Käfig müssen alle Tiere gleichzeitig 
Futter aufnehmen können, und für jede Lege-
henne muß eine unbeschränkt verfügbare Trog

-

länge von mindestens 12 cm vorhanden sein. 

3. Wenn keine Nippeltränken oder Trinknäpfe vor-
handen sind, muß die Trinkwasserrinne die glei-
che Länge wie der in Absatz 1 genannte Trog ha-
ben. Bei Nippeltränken oder Trinknäpfen müs-
sen mindestens zwei in der Reichweite jedes Kä-
figs sein. 

4. Die Käfige müssen über der gesamten Mindest-
käfigfläche mindestens 40 cm hoch sein. 

5. Der Boden der Käfige muß so beschaffen sein, 
daß die Legehenne jeweils auf drei Krallen ihrer 
Füße stehen kann. Die Bodenneigung darf nicht 
über 14 % bzw. 7,5 Grad liegen. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß alle 
Käfige, die nicht mindestens den Anforderungen 
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von Artikel 3 entsprechen, vom 1. Juli 1995 an nicht 
mehr zum Halten von Legehennen benutzt wer-
den. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die 
Bedingungen für Legehennen in Käfigbatteriehal-
tung den im Anhang niedergelegten allgemeinen 
Anforderungen entsprechen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die 
zuständige Behörde zumindest Stichprobenkontrol-
len der in Käfigbatterien gehaltenen Legehennen 
durchführen, um zu überprüfen, ob die Anforderun-
gen dieser Richtlinie einschließlich derjenigen des 
Anhangs erfüllt sind. 

Artikel 7 

1. Die Kommission wird ihre Untersuchungen über 
das Wohlbefinden von Legehennen in den ver-
schiedenen Haltungssystemen einschließlich 
Käfighaltung fortführen. 

2. Die Kommission wird vor dem 1. Januar 1984 ei-
nen Bericht über die Ergebnisse der in Absatz 1 
genannten Untersuchungen und erforderlichen-
falls geeignete Vorschläge an den Rat vorlegen. 

Artikel 8 

Die Bestimmungen des Anhangs können nach 
dem Verfahren des Artikels 10 geändert werden, um 
dem wissenschaftlichen Fortschritt Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 9 

Sachverständige der Kommission vergewissern 
sich durch Kontrollen an Ort und Stelle, ob die Be-
stimmungen dieser Richtlinie einschließlich derjeni-
gen des Anhangs einheitlich angewendet werden. 

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet Kontrol-
len durchgeführt werden, gewährt den Sachverstän-
digen jede notwendige Unterstützung bei der Erfül-
lung ihrer Aufgaben. 

Artikel 10 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver-
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit-
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaats unverzüglich den 
Ständigen Veterinärausschuß (nachstehend 
„Ausschuß" genannt). 

2. In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit-
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver-
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet ei-
nen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen binnen 
zwei Tagen Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von 45 Stimmen zustande. 

4. Die Kommission erläßt die Maßnahmen und 
führt sie unverzüglich durch, wenn sie der Stel-
lungnahme des Ausschusses entsprechen. Ent-
sprechen sie jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder kommt keine Stellungnahme 
zustande, so werden sie dem Rat von der Kom-
mission alsbald mitgeteilt. 

Der Rat erläßt die Maßnahmen mit qualifizierter 
Mehrheit. 

Hat der Rat binnen drei Monaten nach Unter-
breitung des Vorschlags keine Maßnahmen be-
schlossen, so trifft die Kommission die vorge-
schlagenen Maßnahmen und führt sie unverzüg-
lich durch, es sei denn, der Rat hat sich mit einfa-
cher Mehrheit gegen die genannten Maßnahmen 
ausgesprochen. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie am 1. Juli 1983 nachzukommen. Sie 
unterrichten hierüber unverzüglich die Kommis-
sion. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 
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Anhang 

1. Beschaffenheit des für die Konstruktion der Kä-
fige verwendeten Materials, Konstruktion der 
Käfige und Zustand der Käfige müssen Schä-
den der Tiere so sicher ausschließen, wie dies 
beim gegenwärtigen Stand der Technik möglich 
ist. 

2. Art und Größe der Käfigöffnung müssen sicher-
stellen, daß erwachsene Tiere entnommen wer-
den können, ohne daß ihnen Schäden oder Lei-
den zugefügt werden. 

3. Die Käfige müssen so konstruiert sein, daß die 
Tiere nicht entweichen können. 

4. Futter und Wasser müssen in ausreichender 
Qualität und Menge bereitgestellt werden. 

5. Durch geeignete Isolation und Ventilation des 
Stalles muß sichergestellt sein, daß Luftzirkula-
tion, Staubgehalt, Temperatur, relative Luft-
feuchtigkeit und Gaskonzentration in einem Be-
reich gehalten werden, der für die Tiere un-
schädlich ist. 

6. Bei künstlicher Beleuchtung müssen die Tiere 
täglich eine angemessene Ruhezeit haben, wäh-
rend welcher die Lichtstärke 0,5 Lux nicht über-
schreitet. 

7. Es muß gewährleistet sein, daß für die Betreu-
ung der Hennen genügend Personal mit ein-
schlägigen Fachkenntnissen und Erfahrung auf 
dem Gebiet der Legehennenhaltung und des be-
treffenden Haltungssystems zur Verfügung 
steht. 

8. Die Tiere werden mindestens einmal täglich 
sorgfältig vom zuständigen Pfleger kontrol-
liert. 

Bei dieser Kontrolle müssen die Lichtverhält-
nisse eine sorgfältige Inspektion der Tiere er-
möglichen. 

9. Mehr als drei Käfigetagen sind nur dann zuge-
lassen, wenn dank geeigneter Vorrichtungen 

oder Maßnahmen eine einwandfreie Inspektion 
auf den zusätzlichen Etagen sichergestellt ist. 

10. Bei Geflügel mit abnormem Gesundheitszu-
stand und Verhalten müssen Schritte zur Er-
mittlung der Ursache unternommen und geeig-
nete Maßnahmen zur Abhilfe getroffen werden 
(z. B. Behandlung, Ausmerzen und Berücksich-
tigung von Umweltfaktoren). Wenn die Ursache 
auf einen Umweltfaktor zurückzuführen ist, bei 
dem eine Abhilfe nicht unmittelbar erforderlich 
ist, so ist der Mißstand zu beheben, wenn der 
Käfig leer ist und bevor die nächsten Legehen-
nen eingelassen werden. 

11. Es sind Kurzberichte über die Eiproduktion so-
wie über die Höhe der Verluste an Geflügel und 
deren scheinbare Ursachen anzufertigen. Diese 
sind mindestens ein Jahr nach Entfernung des 
betreffenden Hennenbestandes aufzubewahren 
und der zuständigen Behörde zur Einsicht-
nahme bereitzustellen. 

12. Sämtliche automatischen oder sonstigen me-
chanischen Anlagen, von denen Gesundheit und 
Wohlbefinden der Tiere abhängen, müssen min-
destens einmal täglich auf Defekte überprüft 
werden. Werden solche festgestellt, so sind sie 
unverzüglich zu beseitigen. Ist dies nichtprakti-
kabel, so sind andere geeignete Vorkehrungen 
zum Schutz der Gesundheit und des Wohlbefin-
dens der Hennen zu treffen, bis der Defekt beho-
ben werden kann. Im Falle von Pannen muß für 
alternative Fütterungsmöglichkeiten und be-
friedigende Umweltverhältnisse gesorgt sein. 
Bei Ausfall einer wichtigen automatischen An-
lage muß der Geflügelhalter durch eine Alarm-
vorrichtung gewarnt werden. 

13. Sämtliche Käfigteile, mit denen die Tiere in Be-
rührung kommen, sind jedesmal nach Entfer-
nung des Käfigbesatzes und vor der nächsten 
Käfigbeschickung gründlich zu reinigen und zu 
desinfizieren. Solange die Käfige besetzt sind, 
müssen Innenflächen und sämtliche Anlagen 
dieser Käfige in befriedigender Weise sauberge-
halten werden. 
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Begründung 

Die Entwicklung der modernen Techniken in der In-
tensivhaltung hat eine beachtliche Produktionsstei-
gerung ermöglicht, sie hat aber auch eine wach-
sende Besorgnis um das Wohlergehen der Tiere aus-
gelöst, die sich insbesondere auf die Batteriehaltung 
von Legehennen bezieht. 

Aus diesem Grunde entwickelt die Kommission ihre 
Aktivitäten auf dem Gebiet des Tierschutzes ständig 
weiter. Außer dem Schutz bei Schlachtung und 
Transport befaßt sie sich mit dem Tierschutz in 
landwirtschaftlichen Tierhaltungen, wobei sie sich 
zuerst und vorrangig den Legehennen als dringend-
stem Problem zugewandt hat, sich aber auch mit 
Kälbern und Schweinen beschäftigt, was bereits zu 
Aktivitäten auf dem Gebiet der Forschung geführt 
hat. 

Gemäß Ratsentschließung vom 22. Juli 1980 1 ) hat 
die Kommission einen zusammenfassenden Bericht 
über die gegenwärtig verfügbaren wissenschaftli-
chen und wirtschaftlichen Fakten erstellt. Auf der 
Grundlage dieses Berichts schlägt sie Maßnahmen 
zur Lösung der gestellten Aufgabe vor, d. h. Aus-
gleich der Forderungen des Tierschutzes, der Sozial-
ethik, der Hygiene und der Ökonomie. 

Der Zweck des vorliegenden Vorschlags ist die Eta-
blierung der dazu notwendigen Maßnahmen mit ei-
nem Zeitplan für ihr stufenweises Inkrafttreten, der 
eine wirtschaftlich vertretbare Anpassung ermög- 
1) ABl. EG Nr. C 196 vom 2. August 1980, S. 1. 

licht. Dieser Vorschlag zielt vor allem darauf ab, daß 
in Zukunft die Käfige den essentiellen Bedürfnissen 
der Tiere besser gerecht werden und daß insbeson-
dere jeder Henne eine Fläche von mindestens 
500 cm2 zur Verfügung steht. 

Um jedoch die notwendigen Fristen für die Ab-
schreibung der vorhandenen Einrichtungen und für 
künftige Investitionen zu berücksichtigen, ist eine 
bis 1987 befristete Ausnahme vorgesehen, die die 
Weiterverwendung der heute bestehenden Käfige 
erlaubt. 

Diese Maßnahmen stellen nur einen ersten Schritt 
dar, und die Kommission verfolgt weiterhin ihre 
Forschungen über das Wohlbefinden der Legehen-
nen in den verschiedenen Haltungssystemen. 

Zu diesem Zweck und um ihre Tätigkeit auf andere 
Tierarten ausdehnen zu können, betont die Kommis- 
sion die Notwendigkeit, ihren Mitarbeiterstab zu ver-
stärken, zumal sie z. Z. über keinen einzigen A-Be-
amten verfügt, der ganzzeitig auf diesem Gebiet tä-
tig ist. Die fortschreitenden Aktivitäten der wissen-
schaftlichen Forschung rechtfertigen die Schaffung 
einer A-Stelle und, was die legislative Tätigkeit an-
betrifft, so erinnert die Kommission an ihre Mittei-
lung an den Rat vom 3. März 1978 2 ), in der sie bereits 
auf dieses Problem hingewiesen hat; die Schaffung 
einer A-Stelle ist nunmehr unumgänglich. 

2 ) Dok. KOM(78) 99 endg. 
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Bericht des Abgeordneten Herkenrath 

Bericht und Vorschlag der EG-Kommission an 
den Rat wurden vom Herrn Präsidenten mit der 
EG-Sammelliste vom 17. September 1981 — Druck-
sache 9/821 Nr. 6 — an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten überwiesen. Dieser hat 
sie in seinen Sitzungen am 7. Oktober und am 25. No-
vember 1981 beraten. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

In Europa ist das Halten von Legehennen in Käfig-
batterien die am weitesten verbreitete Form der 
Eiererzeugung. Diese Haltungsform wird von den 
Tierschutzorganisationen vor allem in der Bundes-
republik Deutschland und in Dänemark mit Nach-
druck abgelehnt, mit der Begründung, daß vielfach 
die Tiere zu sehr litten. Die Geflügelhalterverbände 
widersprechen dieser Auffassung. Verboten ist diese 
Haltungsform weder in diesen Ländern noch in den 
übrigen Mitgliedstaaten der EG. Zur Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen auf dem Eiersektor 
durch nationale Tierschutzregelungen sollen die Re-
gelungen über Käfigbatteriehaltungen für Legehen-
nen in der EG harmonisiert werden. Auch das vom 
Europarat verabschiedete Europäische Überein-
kommen zum Schutz von Tieren in landwirtschaftli-
chen Tierhaltungen gibt Anlaß zu entsprechenden 
EG-Regelungen. In der Vorlage schlägt die EG-Kom-
mission dem Rat eine Richtlinie zur Festsetzung von 
Mindestanforderungen für diese Haltungsform vor. 
Sie sollen den Erfordernissen des Tierschutzes, der 
Sozialethik und der Hygiene genügen sowie wirt-
schaftlich angemessen sein. Kernpunkt der Rege-
lung ist die je Legehenne verfügbare Mindest-Käfig-
fläche sowie die je Henne unbeschränkt verfügbare 
Troglänge. Die EG-Kommission schlägt eine Min-
destfläche von 500 cm2 je Henne und eine Mindest-
fläche je Käfig von 1 600 cm 2  vor. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde zunächst 
einmütig begrüßt, daß die EG-Kommission die Ver

-

abschiedung einheitlicher Bestimmungen für die 
Legehennenhaltung in Käfigbatterien mit Nach-
druck betreibt. 

Eine solche Regelung soll sicherstellen, daß durch 
die Berücksichtigung der Belange des Tierschutzes 
Wettbewerbsverzerrungen in der Eiererzeugung in-
nerhalb der Gemeinschaft vermieden werden. 
Schwerpunkt der Ausschußdiskussion war die 
Frage der Käfig-Mindestfläche je  Legehenne. In An-
betracht der unterschiedlichen Auffassungen der 
einzelnen Mitgliedstaaten hielt der Ausschuß eine 
Mindestfläche von 600 cm 2  für notwendig. Zugleich 
forderte er aber deren verbindliche und vor allem 
auch durchsetzbare Festsetzung in allen Mitglied-
staaten. 

Breiten Raum nahm die Diskussion über die Frage 
ein, ob bei Nichtdurchsetzbarkeit von 600 cm 2  eine 
nationale Ausführungsregelung von dieser Mindest-
fläche ausgehen könne. Der Ausschuß war sich 
darin einig, daß die Mindestfläche nach Gemein-
schaftsrecht auch für das künftige nationale Recht 
verbindlich sein müsse. Aus wirtschaftlichen Grün-
den sollte eine Übergangsfrist bis 30. Juni 1987 für 
die bestehenden Käfigbatterien eingeräumt werden. 
In einer noch festzulegenden Übergangszeit sollte 
jedoch eine Mindestfläche von 500 cm 2  und eine 
Troglänge von 12 cm  je  Henne in der Richtlinie vom 
Rat festgelegt werden. Einig war sich der Ausschuß 
auch in der Auffassung, daß sich diese Regelungen 
erhöhend auf den Eierpreis für die Verbraucher nie-
derschlagen werden. 

Die Ausschußbeschlüsse haben in der Beschlußemp-
fehlung ihren Niederschlag gefunden. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes-
tag, Bericht und Vorschlag der EG-Kommission 
nach Maßgabe der Beschlußempfehlung zur Kennt-
nis zu nehmen. 

Bonn, den 30.November 1981 

 Herkenrath 

Berichterstatter 


